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Schuldbetreibungs- und Konkursrecht

Nr. 48 Bundesgericht, II. zivilrechtliche Abteilung
Urteil vom 22. August 2014 i.S. Kanton Genf c. Bank X.,
Konkursamt Genf (5A_133/2014)

Übersetzt von MIRJAM C. ANDEREGG

(Originaltext französisch. Publikation in der Amtlichen Sammlung erfolgt; BGE 140
III 462.)

Einstellung des Konkursverfahrens über eine juristische Person mangels Akti-
ven; Spezialliquidation nach Kaskadensystem, Verfahren der unentgeltlichen
Übertragung der Konkursaktiven auf den Staat; Erstellung eines Kollokations-
plans (Art. 230a Abs. 3, 247–250 SchKG). Ist der Konkurs über eine juristische
Person mangels Aktiven eingestellt worden, befinden sich in der Konkursmasse
aber verpfändete Vermögenswerte, so erfolgt die Liquidation nach dem Kaskaden-
system von Art. 230a Abs. 2–4 SchKG. Beabsichtigt das Konkursamt, die Aktiven
gemäss Art. 230a Abs. 3 SchKG unentgeltlich auf den Staat zu übertragen, muss es
einen Kollokationsplan erstellen, der ein Lastenverzeichnis enthält.

Sachverhalt:

Am 5.März 2007 wurde der Konkurs über die A. AG eröffnet. Mangels ausrei-
chender Aktiven wurde das Konkursverfahren am 21. November 2007 einge-
stellt. Das summarische Konkursverfahren wurde am 22. Januar 2008 angeord-
net, nachdem die Bank X. den Kostenvorschuss über Fr. xxxx geleistet hatte.

Am 5.März 2008 gab die Bank X. im Konkursverfahren über die A. AG eine
Forderung ein, die mit einem Schuldbrief über den Betrag von Fr. xxxxxxx er-
richtet auf den Parzellen Nr. yyyy und zzzz der Gemeinde B. gesichert war.
Diese Parzellen sind als Standorte mit Altlasten im Kataster der belasteten
Standorte des Kantons Genf eingetragen; eine Expertise vom September 2007
schätzte die Kosten für die Entlastung auf Fr. xxxxxx.

Da die Gesamtheit der Gläubiger auf die Geltendmachung gewisser Rechts-
ansprüche der Masse verzichtete, liess die Bank X. zwischen dem 11. Dezember
2009 und 24. Juli 2012 diese an sich abtreten.

Da der Kostenvorschuss nicht ausreichte, um die Kosten des summarischen
Konkursverfahrens zu decken, wurde der Konkurs am 5. November 2012 erneut
eingestellt. Trotz der mittels öffentlicher Bekanntmachung eingeräumten Frist
bis zum 7. Dezember 2012, um die Durchführung des Konkurses zu verlangen
und den Kostenvorschuss von Fr. xxxx zu leisten, andernfalls das Konkursver-
fahren endgültig geschlossen bleiben würde, meldete sich kein Gläubiger.
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Da kein Gläubiger die Verwertung seines Pfands verlangte, teilte das Kon-
kursamt der Bank X. mit Schreiben vom 18. Dezember 2012 mit, dass die in
den Aktiven befindlichen Liegenschaften der Konkursschuldnerin an den Staat
abgetreten würden. Das Amt nahm am 15. Januar 2013 Kontakt mit dem Fi-
nanzdepartement des Kantons Genf auf, um abzuklären, ob dieses die Abtre-
tung akzeptierte.

Am 20. September 2013 sprach sich der Kanton Genf über das Schicksal des
Schuldbriefs der Bank X. im Falle einer Abtretung der Parzellen aus und erwog,
dass diese frei von Rechten übertragen werden. Am 11. Oktober 2013 erklärte
sich die Bank bereit, den Nominalbetrag des Schuldbriefs beträchtlich zu sen-
ken, lehnte aber eine Abtretung frei von Rechten ab.

Am 5. Dezember 2013 wurden die Parzellen Nr. yyyy und zzzz der Ge-
meinde B. an den Kanton Genf abgetreten.

Am nächsten Tag, das heisst am 6. Dezember 2013, informierte das Konkurs-
amt die Bank X. mittels Einschreiben und Fax darüber und gab an, dass die Ab-
tretung den Untergang von pfandgesicherten Forderungen zur Folge habe, so
dass eine Änderung des Grundbucheintrags und die Löschung der eingetrage-
nen Schuldbriefe auf den betreffenden Grundbuchblättern vorgenommen wer-
den müsse. Das Amt verlangte daher von der Bank X., dass sie ihm das Wertpa-
pier über Fr. xxxxxx postwendend aushändigt.

Am 6. Dezember 2013 verfasste die Bank X. (nachfolgend: Aufsichtsbe-
schwerdeführerin) ein Schreiben an das Konkursamt, um sich der Löschung
ihres Schuldbriefs zu widersetzen, und verlangte, es sei anzuerkennen, dass ihr
Pfandrecht trotz der Abtretung der Parzellen an den Kanton Genf fortbestehe,
und ersuchte das Amt des Weitern, ihr Schreiben an die Aufsichtsbehörde über
die Betreibungs- und Konkursämter des Kantonsgerichts Genf weiterzuleiten,
falls es zum Schluss käme, dass es sich hierbei um eine Beschwerde handle.

In der Tat leitete das Konkursamt das Schreiben am 11. Dezember 2013 an
die Aufsichtsbehörde als Gegenstand ihrer Zuständigkeit weiter.

Der Kanton Genf und das Amt verlangten die Abweisung der Beschwerde.
Mit Urteil vom 6. Februar 2014 hiess die Aufsichtsbehörde die Beschwerde

bezüglich der Rüge, dass das Amt die Aufsichtsbeschwerdeführerin aufgefor-
dert hatte, ihr den Schuldbrief zur Löschung auszuhändigen, gut und hob damit
den strittigen Entscheid auf.

Mit Schreiben vom 14. Februar 2014 reicht der Kanton Genf eine Be-
schwerde in Zivilsachen beim Bundesgericht ein. Er verlangt die Aufhebung
des Urteils und dessen Abänderung dahingehend, dass der Entscheid des Kon-
kursamts vom 6. Dezember 2013 zu bestätigen sei.

Nach Aufforderung zur Stellungnahme verlangt das Konkursamt, dass sein
Entscheid vom 6. Dezember 2013 zu bestätigen sei, und die Vorinstanz verweist
auf die Erwägungen in ihrem Urteil, während die Aufsichtsbeschwerdeführerin
die Abweisung der Beschwerde in Zivilsachen verlangt.
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Aus den Erwägungen:

1.–2. [. . .]

3.
Die Beschwerde hat die Frage zum Gegenstand, ob die in einem Schuldbrief
begründete Forderung eine Last darstellt, die im Falle der unentgeltlichen Ab-
tretung der Aktiven auf den Staat im Sinne von Art. 230a Abs. 3 SchKG diesem
mitübertragen werden muss, oder ob es sich hierbei um eine persönliche Schuld
handelt, die im Rahmen der Abtretung nicht vom Staat übernommen wird.

Die Aufsichtsbehörde über die Schuldbetreibungs- und Konkursämter führte
aus, dass der Schuldbrief aus einem dinglichen Recht besteht, das erga omnes
wirkt, und war der Ansicht, dass bei der Abtretung an den Staat dieser den
Schuldbrief zu seinen Lasten übernimmt, aber für die Schuldbriefschuld nur
mit der belasteten Liegenschaft einsteht. Die Aufsichtsbehörde entschied, dass
das Pfand nur das Grundstück belastet; der Staat haftet nicht für ein allfälliges
Defizit im Falle eines Verkaufs der Liegenschaft und kann auch nicht belangt
werden, wenn das Grundpfandrecht nicht ausreichen würde, da die Übernahme
der Last gemäss dem Wortlaut von Art. 230a Abs. 3 SchKG ausdrücklich die
Übernahme der persönlichen Schuldpflicht ausschliesst. Daraus folgt, dass die
Vorinstanz die Aufsichtsbeschwerde als begründet erachtete und den Entscheid
des Konkursamtes in dem Punkt aufhob, als dieses die Aufsichtsbeschwerde-
führerin aufforderte, ihm den Schuldbrief auszuhändigen, damit dieser gelöscht
werden könnte.

4.
Der Beschwerdeführer rügt zunächst die Sachverhaltsfeststellung, von der er die
«Berichtigung» im Sinne von Art. 97 BGG verlangt. Er wirft dem kantonalen
Gericht einerseits vor, in seinem Sachverhalt es unterlassen zu haben, den Wert
der beiden belasteten Parzellen festzustellen, und zum anderen, den Nominal-
wert des Schuldbriefes falsch festgestellt zu haben, dieser belaufe sich nicht
auf Fr. xxxxxx sondern auf Fr. xxxxxx.

4.1 Das aufgrund einer Beschwerde in Zivilsachen angerufene Bundesgericht
führt seine Erwägungen gestützt auf den von der Vorinstanz festgestellten Sach-
verhalt (Art. 105 Abs. 1 BGG). Von diesem Sachverhalt kann es nur abweichen,
wenn er offensichtlich unrichtig festgestellt wurde – was dem Begriff der Will-
kür im Sinne von Art. 9 BV entspricht (BGE 135 II 145 E. 8.1 S. 153 Pra 2009
Nr. 108; BGE 135 III 127 E. 1.5 S. 130; 135 III 397 E. 1.5 S. 401 = Pra 2010
Nr. 7) – oder auf einer Rechtsverletzung im Sinne von Art. 95 BGG beruht
(Art. 97 Abs. 1 BGG) und sofern die Behebung des Mangels für den Ausgang
des Verfahrens entscheidend sein kann (Art. 97 Abs. 1 BGG). Will der Be-
schwerdeführer eine offensichtlich unrichtige – das heisst willkürliche (Art. 9
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BV) – Sachverhaltsfeststellung rügen, muss er dabei den Anforderungen des
Rügeprinzips gerecht werden (Art. 106 Abs. 2 BGG; vgl. oben E. 2; Urteil vom
4. April 2014 5A_909/2013 E. 2.3).

4.2 Bezüglich des Werts jeder einzelnen belasteten Parzelle beschränkt sich der
Beschwerdeführer darauf, Kritik zu üben, ohne weiter zu erklären, warum es für
den Ausgang des Rechtsstreits notwendig wäre, an diesem Wert festzuhalten.
Bezüglich der Berichtigung des Nominalwerts des Schuldbriefs führt der Be-
schwerdeführer selber aus, dass dieser Fehler «keine Konsequenzen für den
Ausgang des vorliegenden Rechtsstreits» mit sich bringt. Da der Beschwerde-
führer weder behauptet, noch a fortiori beweist, inwiefern die Berichtigung die-
ser Tatsachen geeignet sein würde, den Ausgang des Verfahrens entscheidend
zu beeinflussen, wie dies von ihm verlangt wird (Art. 97 Abs. 1 BGG und
Art. 106 Abs. 2 BGG; vgl. oben E. 4.1), muss seine Rüge am Sachverhalt abge-
wiesen werden.

5.
Der Beschwerdeführer macht weiter eine Verletzung von Art. 230a Abs. 3
SchKG geltend. Anhand der Auslegung dieser Bestimmung kritisiert der Be-
schwerdeführer die von der Vorinstanz festgehaltene Lösung, die seiner Ansicht
nach in mehreren Punkten zu einem schockierenden Resultat führe.

Der Beschwerdeführer ist der Ansicht, dass sich der Pfandgläubiger im Falle
einer unentgeltlichen Abtretung an den Staat im Sinne von Art. 230a Abs. 3
SchKG nicht in einer besseren Situation wiederfinden dürfe, als wenn die Akti-
ven im Sinne von Art. 230a Abs. 2 und 4 SchKG verwertet würden, da aufgrund
dieser Methode einer «spezifisch kaskadenförmigen Liquidation» der belastete
Aktivposten subsidiär dem Staat angeboten wird, wenn die Verwertung von kei-
nem Pfandgläubiger verlangt wurde. Der Beschwerdeführer vertritt weiter die
Meinung, dass die von der Aufsichtsbehörde vorgenommene Auslegung dazu
führe, dass der Staat, der Aktiven ohne reellen Wert annehme, welche eine Be-
lastung für das Gemeinwesen darstellen, dann als Schuldner einer Kausalschuld
dastehe, mit der keine Kausalforderung verbunden ist. Schliesslich bringt der
Beschwerdeführer, unter Bezugnahme auf die Lehre zur Frage über die Lö-
schung von Pfandrechten im Rahmen von Abtretungen, vor, dass VOUILLOZ

eine mit dem allgemeinen Akzessorietätsprinzip in Art. 114 Abs. 1 OR zusam-
menhängende Auslegung vorschlage, wobei das Pfandrecht dem Schicksal der
Grundforderung folgen müsse.

5.1 Die Einstellung des Konkursverfahrens einer juristischen Person mangels
Aktiven stellt den notwendigen Übergangsschritt vor einer Spezialliquidation
dar, die von den Bestimmungen zum Konkurs geregelt wird (BGE 130 III 481
E. 2.3 S. 486 = Pra 2005 Nr. 42; Urteil vom 22.März 2000 7B.51/2000 E. 2).
Diese Liquidation läuft kaskadenförmig ab: Verwertung auf Begehren eines
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Pfandgläubigers (Art. 230a Abs. 2 SchKG); andernfalls Abtretung an den Staat
(Art. 230a Abs. 3 SchKG); im Falle der Ablehnung der Abtretung Verwertung
von Amtes wegen (Art. 230a Abs. 4 SchKG). Wenn die Pfandgläubiger die Ver-
wertung ihres Pfandes nicht wie in Art. 230a Abs. 2 SchKG vorgesehen verlan-
gen, bietet das Konkursamt die Abtretung der Aktiven dem Staat an oder ver-
wertet die Aktiven gemäss Art. 230a Abs. 3 und 4 SchKG.

Im Rahmen der Abtretung der Aktiven an den Staat im Sinne von Art. 230a
Abs. 3 SchKG werden die persönlichen Schuldpflichten nicht vom Staat übernom-
men, jedoch bleiben die Lasten, welche auf den abgetretenen Aktiven haften, auf-
rechterhalten, selbst wenn die Pfandgläubiger die vom Konkursamt im Sinne von
Art. 230a Abs. 2 SchKG auferlegte Frist haben verstreichen lassen (BGE 130 III
481 E. 2.2 S. 486 = Pra 2005 Nr. 42; CR LP-VOUILLOZ, N. 33 zu Art. 230a SchKG;
FRANCO LORANDI, Einstellung des Konkurses über juristische Personen mangels
Aktiven [Art. 230a SchKG] AJP 1999, para. C., S. 44; PIERRE-ROBERT GILLIÉRON,
Poursuite pour dettes, faillite et concordat, 5.Aufl. 2012, S. 439 N. 1853; BSK
SchKG II-LUSTENBERGER, N. 11 zu Art. 230a SchKG). Die Abtretung an den Staat
führt demnach zum Untergang der pfandrechtlich gesicherten Forderungen (CR LP-
VOUILLOZ, N. 34 zu Art. 230a SchKG; GILLIÉRON, a.a.O., S. 439 N. 1854; DOMI-

NIK GASSER, Die Liquidation nach Artikel 230a SchKG, Schuldbetreibung und
Konkurs im Wandel, Festschrift 75 Jahre Konferenz der Betreibungs- und Konkurs-
beamten der Schweiz, 2000, S. 58; FRANCO LORANDI, Erblasser, Erbengemein-
schaft, Erbe[n] und Erbschaft als Schuldner, AJP 2012, para. 3, S. 1392). Wenn es
das Konkursamt in Erwägung zieht, Aktiven gemäss Art. 230a Abs. 3 SchKG unent-
geltlich an den Staat abzutreten, erstellt es einen Kollokationsplan und ein Lasten-
verzeichnis gemäss dem in Art. 247 Abs. 2 und 3 SchKG und Art. 248–250 SchKG
vorgesehenen Verfahren (LORDANDI, AJP 1999, para. C., S. 44; CR LP-VOUILLOZ,
N. 34 zu Art. 230a SchKG).

5.2 Vorliegend hat sich herausgestellt, dass das Konkursamt im Rahmen der Ab-
tretung an den Staat (Art. 230a Abs. 3 SchKG) weder einen Kollokationsplan
noch ein Lastenverzeichnis der abgetretenen Aktiven erstellt hat, und dies insbe-
sondere nachdem es die Parteien informiert hatte, dass es in Erwägung ziehe, die
beiden Parzellen an den Beschwerdeführer abzutreten. In dieser Hinsicht ist der
einzige Kollokationsplan, der am 11. Juni 2008, das heisst noch vor der zweiten
Einstellung des Konkursverfahrens mangels Aktiven erstellt wurde, ungenü-
gend, da er sich auf das gesamte damalige Vermögen der Konkursschuldnerin
bezieht und nicht speziell im Hinblick auf eine unentgeltliche Abtretung an den
Staat im Sinne von Art. 230 Abs. 3 SchKG aufgestellt wurde. Vor diesem Hinter-
grund hat die Pfandgläubigerin den Untergang ihrer mittels Schuldbrief ge-
sicherten Forderung und die Löschung des erwähnten, in den betreffenden Blät-
tern des Grundbruchs eingetragenen Schuldbriefs angefochten, sobald sie dazu
in der Lage war, oder anders ausgedrückt sobald sie am 6. Dezember 2013 darü-
ber informiert wurde. Das Konkursamt hat diese Einsprache als Beschwerde
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(Art. 17 SchKG) zu Handen der Aufsichtsbehörde behandelt. Nun ist letztere Be-
hörde, die in der Eigenschaft als Aufsichtsbehörde in Schuldbetreibungs- und
Konkursangelegenheiten (Art. 13 SchKG) entschieden hat, nicht zuständig, um
über die Frage zu urteilen, ob das im Schuldbrief begründete Pfand eine Last dar-
stellt, die im Falle einer unentgeltlichen Abtretung der Aktiven an den Staat die-
sem überbunden werden muss, oder ob der Schuldbrief im Rahmen der Abtre-
tung nicht vom Staat übernommen wird, eine – materiell-rechtliche – Frage, die
in die Zuständigkeit der zivilrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Gerichtsbar-
keit fällt (BGE 115 III 18 E. 3b S. 21; 113 III 2 E. 2b S. 3 = Pra 76 Nr. 154). Das
angefochtene Urteil, das der Aufsichtsbeschwerde der Pfandgläubigerin stattgibt
und den Entscheid vom 6. Dezember 2013 bezüglich der Rückgabe des Schuld-
briefes im Hinblick auf seine Löschung aufhebt, kommt entsprechend zu einem
korrekten Ergebnis. Indem es das Konkursamt unterlassen hatte, im Verfahren
über die Abtretung der Parzellen an den Staat einen Kollokationsplan – der ein
Lastenverzeichnis für jede abgetretene Liegenschaft enthält (Art. 125 Abs. 2
VZG) – aufzustellen, nahm es der Pfandgläubigerin die Möglichkeit, nutzbrin-
gend die Löschung ihrer mit Schuldbrief gesicherten Forderung anzufechten.
Angesichts dieser Begebenheiten konnte das Konkursamt daher nicht ohne Wei-
teres die Rückgabe des Schuldbriefes zum Zwecke seiner Löschung anordnen,
sondern musste vorerst den Kollokationsplan, der für das Verfahren der unent-
geltlichen Abtretung an den Staat nötig ist, aufstellen. Daraus folgt, dass das an-
gefochtene Urteil unter Substitution der Begründung bestätigt werden kann (vgl.
oben E. 2). Der Ausgang der Beschwerde steht somit fest, ohne dass es nötig ist,
die weiteren, vom Beschwerdeführer vorgebrachten Rügen zu prüfen. [. . .]

Nr. 49 Bundesgericht, II. zivilrechtliche Abteilung
Urteil vom 6. Juni 2014 i.S. X. AG c. Y., Betreibungsamt von
Genf, Genf, Konkursamt von Genf, Carouge, Handelsregisteramt
des Kantons Genf, Genf, Grundbuchamt, Genf (5A_450/2013)

Übersetzt von DANIEL SCHWANDER

(Originaltext französisch. Publikation in der Amtlichen Sammlung erfolgt; BGE 140
III 379.)

Anerkennung eines durch eine ausländische Instanz bestätigten Nachlass-
vertrages (Art. 166–170 IPRG; Art. 317 ff. SchKG). Voraussetzungen und
Wirkungen der Anerkennung eines ausländischen Nachlassvertrages sowie der
Eröffnung eines Hilfsverfahrens.


